
 
 

 

 Energie- und Klimakonzept 2035 
Stellungnahme der SVP OW  

 

Der Regierungsrat eröffnet mit Schreiben vom 25. Mai 2022 die Vernehmlassung «Energie- und 

Klimakonzept 2035». Er lädt Parteien, Gemeinden und weitere Organisationen ein, zum gesamten 

Bericht bis zum 15. Juli 2022 Stellung zu beziehen.  

Allgemeine Gedanken:  

Wie so oft ist der Zeitraum für eine Stellungnahme wiederum sehr kurz bemessen. Die SVP OW 

fordert für kommende Vernehmlassungsverfahren ein grösseres Zeitfenster zu erhalten. Damit für 

solche Vernehmlassungen und Stellungnahmen auch innerhalb der Organisation(en) eine vertiefte 

Diskussion und eine fundierte Stellungnahme abgegeben werden kann, ist die aktuelle Frist zu kurz.  

Das gesamte Energie und Klimakonzept spricht von vielen Massnahmen, welche dann irgendwann 

kontrolliert werden sollen. Im gesamten Bericht ist kein Zahlenmaterial aufbereitet, welches für eine 

mögliche Erfolgskontrolle herangezogen werden kann.  

Der Bericht ist mehr ein Ideenkonzept und teils auch sehr oberflächlich. Die Massnahmen sind 

generell formuliert und für eine Erfolgskontrolle nicht brauchbar.  

Nachstehend die Gedanken der SVP OW. 

Die Stellungnahme wird abschliessend im «Tool» des Kantons, welches zur Vernehmlassung zur 

Verfügung steht, eingefügt. Die gesamte Stellungnahme ist in drei verschiedene Elemente wie folgt 

aufgebaut:  

• Teil 1: Kurzbefragung mit 4 Fragen zum allgemeinen Eindruck. 

• Teil 2: Rückmeldungen zum Energie- und Klimakonzept 2035 

• Teil 3: Rückmeldungen zum Kurzbericht Klimaanpassung 

Teil 1: Kurzbefragung 
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I. Rahmenbedingungen (ab Seite 13 des Berichtes)  

2.3 Versorgunssicherheit Strom (S. 13)  

1. Punkt 

Der Abschnitt ist mit Zahlen zu hinterlegen und müssen als Grundgrösse für eine Erfolgskontrolle 

herangezogen werden können.  

In diesem Abschnitt wie auch im geamten Bericht ist das gesamte Bevölkerungswachstum von 

Obwalden zu berücksichitgen und zu erwähnen. Dazu muss im Bericht auch die Entwicklung des 

Stromverbrauchs der Vergangenheit, wie auch der künftige Stromverbrauch in Zahlen ausgedrückt 

werden.  

2. Punkt:  

Das Nicht-Zustandekommen des Rahmenabkommens mit der EU ist irrelevant, denn sämtliche EU-

Staaten haben die gleichen Probleme und Herausforderungen, wie die Schweiz. Das betrifft 

massgeblich die Mangellage im Winter. Wenn alle Staaten zuwenig Strom haben, nützt kein 

Abkommen über Stromlieferungen etwas, weil keiner liefern kann. Dass diese Binsenwahrheit seitens 

der Bundesverwaltung und auch in diesem Konzept partout nicht anerkannt wird, befremdet die SVP.    

3.3 Bilanzierung S. 14 

Es ist nicht korrekt, wenn man die Treibhausgasemissionen ausserhalb der geografischen Grenzen 

des Kanton OW nicht berücksichtigt.  

 

Antrag:  

Der Kanton OW muss sich verpflichten, nach Möglichkeit die Treibhausgasemissionen vor Ort zu 

kompensieren (kein Kauf von Zertifikaten, Verlagerung von Arbeitsplätzen sind zu verhindern)   

Begründung: 

Es ist nicht ehrlich, wenn Obwalden Aktivitäten, welche Treibhausgase verursachen, aus dem 

Kantonsgebiet von OW verbannen, nur um die Klimaziele zu erreichen. Die Gefahr besteht, dass 

Arbeitsplätze und ganze Produktionsstätten verlagert werden. Auch auf den Kauf von Zertifikaten ist 

vollumfänglich zu verzichten.  

«Aus den Augen - aus dem Sinn» darf nicht zum Leitsatz dieses Konzepts werden. Wenn Verzicht und 

Einschränkungen nötig s, soll es alle treffen. 

Exkurs: Krieg in der Ukraine (S. 15 gelber Kasten)  

Hinweis:  

Das Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) schätzt zurzeit die Energieversorgung in 

der Schweiz als stabil ein.  

Die Elcom beurteilt die Versorgungslage des Stroms für den Winter 2022/2023 viel kritischer als das 

BWL ein . Dies ist ist aus der Medienmitteilung der Elcom vom 2. Juni 2022 zu entnehmen. 

Die AXPO verweist mit der Meldung vom 24. Juni 2022 ebenfalls auf mögliche Stromenpässe im 

Winter 2022/2023. 

 

  

https://www.elcom.admin.ch/elcom/de/home/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-89087.html
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4.4 Energieeffizienz (S. 16 letzter Abschnitt)  

Alternativ kann der Energieverbrauch durch Verzicht reduziert werden. 

Antrag:  

Im Bericht ist an geeigneter Stelle zu erläutern, dass jeder und jede lernen muss zu verzichten. Hier 

einige «Beispiele/Gedanken»  

• Weniger «Fernferien»  

• Man wählt den näheren Arbeitgeber und nimmt eine Arbeit im Kanton Obwalden an Die 

tägliche Fahrt zu einer weit entfernten Arbeitsstätte ausserhalb des Kantons fällt weg. 

• Umweltorganisationen stellen ihre eigenen Forderungen hinter jenen einer gesamtheitlichen 

Lösung an 

• «Wer weiter denkt kauft näher ein»  

• Die graue Energie gilt es stets auch zu berücksichtigen (z.B. Herstellung von Elektroautos) 

Dass fossile Energieträger nicht verboten werden, unterstützt die SVP. Mit der stetigen, geordneten 

und marktwirtschaftlich orientierten Ablösung dieser Energieträger durch erneuerbare Stoffe werden 

sie dennoch eine Bedeutung als Absicherung in Notsituationen beibehalten. 

 

Begründung  

Alle müssen lernen zu verzichten um die ambitionierten Ziele zu erreichen. Die Öffentlichkeit kann 

nach Möglichkeit mit gutem Gewissen vorausgehen. Dies ist im Bericht aufzunehmen und mit 

möglichen Beispielen zu erwähnen.  

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die graue Energie, die es unbedingt auch zu berücksichtigen gilt und 

im Bericht ausführlich zu erwähnen ist.   

4.5 Versorgungssicherheit und Energie (S. 17) 

Winterstromlücke 

Antrag:  

Um der Winterstromlücke entgegenwirken zu können, sind auch für den Kanton OW weiterreichende 

Massnahmen, welche kurzfristig ihre Wirkung zeigen, zu defineren und sind im Bericht zu erläutern. 

Dazu einige Beispiele:  

• Bewilligungen für Wasserkraft sind zu fördern und zu VEREINFACHEN 

• Photovoltaik ist via einfache Bewilligungsverfahren oder gar Bewilligungsfreiheit zu fördern. 

• Die Windenergie mit Grossanlagen ist für unsere Region technisch nicht geeignet und in 

unserem Landschaftsbild nicht passend. Siehe die ernüchternden Produktionszahlen der 

Anlagen auf dem Gotthardpass und im Nufenengebiet. 

• Windenergie mittels Kleinanlagen (z.B. auf Hausdächern) ist mit einfachen 

Bewilligungsauflagen zu fördern.  

• Alternativen zu Wasserspeichern (Stauseen) im Zusammenhang mit Trinkwassersicherheit 

sind zu fördern. Das Potential ist jedoch klein, da die Trinkwasserverfügbarkeit vorgeht. 

Das gesamte Konzept setzt die Prioritäten auf die Produktion von Strom. Die Produktion muss 

allerdings stets zeitlich parallel zum Verbrauch von Strom erfolgen. Da dies mit neuen erneuerbaren 

Energieformen nicht möglich ist, sind Speicher- und Umwandlungstechniken unabdingbar. Diese sind 

jedoch noch nicht praxisreif, verlustreich und viel zu kostenintensiv. Die Rede ist von Elektrolyse zur 

Wasserstoffproduktion, künstlicher Methanproduktion (Power to Gaz) oder die Herstellung von 



5 
 

synthetischen Flüssigtreibstoffen. Bei der Speicher- oder Umwandlungstechnologie müssen grosse 

Fortschritte erzielt werden, ansonsten können die ambitionierten Ziele unmöglich erreicht werden.  

Die SVP fordert den Kanton dazu auf, zusammen mit dem Bund und anderen Ständen den 

Wiedereinstieg in die Kernkrafttechnologie zu prüfen. Vor- und Nachteile der neusten Technologie 

sind unvoreingenommen aufzeigen und der Bevölkerung darzulegen. So ist eine Revision des 

Entscheides gegen die Kernkrafttechnologie unter Umständen möglich. 

 

5.1 Potenzial erneuerbare Energie (S.19 in Auflistung)  

Biomassenutzung: Mit Forst-, Landwirtschafts- und Haushaltabfällen kann Biotreibstoff hergestellt 

werden. Dies würde uns erlauben Biomasse (auch Gülle) direkt in Treibstoff zu konvertieren und so 

den Kanton mit erneuerbarem Biotreibstoff zu versorgen. Dieser ist, wie etwa Holzenergie, nahezu 

CO2-neutral. So könnte die Landwirtschaft ihre Emissionen direkt kompensieren und wir würden 

nicht nur einen Beitrag zur Autarkie leisten und Arbeitsstellen schaffen. Im Zusammenspiel mit 

Kehrichtverbrennungsanlagen kann das CO2 als mit dem «Carbon Capture and Utilization - CCU»-

Prinzip direkt eingespiesen werden. Wobei im Kanton bekanntlich keine KVA installiert ist, jedoch die 

Abfälle aus Obwalden trotzdem vorhanden sind und konsequenterweise angerechnet werden 

müssten. 

Zum Beispiel generiert die Entsorgunsganalge in Engelberg pro Jahr 400 Tonnen 

Grüngutabfälle, die heute nach Malters verschoben werden (Kosten: CHF 50'000). 

Zusätzlich generiert jeder Bürger einen gewissen Anteil an Biomasse (z.B. Rüstabfälle 

etc.) im Haushalt. Bei einer Annahme von 50 Gramm pro Person (Einwohner OW: rund 

40K) und bei einer Beteiligung von 50% über 250 Tage im Jahr resultiert dies in 250 

Tonnen Biomasse, die verwertet werden kann (Forstabfälle und Industrieabfälle 

ausgenommen).  

Bezüglich Forstabfälle: beispielsweise ist auch die Synthesegasherstellung aus Holz zu 

erwähnen, welches man zu flüssigen Treibstoffen weiterverarbeiten kann. In diesem 

Feld gibt es innovative Schweizer Startups wie beispielsweise Alphasynt, die sich mit 

solchen Technologien beschäftigen. 

 

5.2 Klimaschutz 5.2.1 Treibhausgasbilanz Kanton OW (Seite 20/21)  

In den beiden Kreisdiagrammen sind verschiedene Zahlen unkorrekt dargestellt. Es wird gefordert, 

das Zahlenmaterial detailliert aufzubereiten. Die Abweichungen von gesamtscheizerischen zu 

Obwaldner Zahlen sind zu begründen. Weiter wird  explizit gefordert, dass die Werte fossiler und 

biogener Herkunft separat ausgewiesen werden.  

Die Gleichsetzung von Emissionen fossiler und biogener Natur ist methodisch grundfalsch. Wenn die 

Ausgangslage im Energie- und Klimakonzept völlig unkorrekt dargestellt wird, können daraus auch 

keine ernstzunehmenden Handlungsoptionen abgeleitet werden. 

Kohlenstoffdioxid, Methan und Lachgas aus dem biogenen Kreislauf (Land-, Garten- 

und Forstwirtschaft inklusive Tierhaltung) sind nicht klimarelevant, da sie sich nicht 

anreichern, sondern in ihrer Menge aufgrund der natürlichen Umwandlungsprozesse 

(Photosynthese, Methanabbau) stabil bleiben. 
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Allg. Bemerkung zu den Nutztieren 

Der Kanton OW und der Alpenraum insgesamt, weist «weltweit die besten Bedingungen für den 

Futterbau (Grasland) aus. Die jährlichen Niederschlagsmengen von ca. 1500mm/Jahr sind beste 

Bedingungen für den Futterbau. Der Anbau von Getreide im Kanton OW, welcher aktuell von 

einzelnen Landwirten betrieben wird, kann mit der Züchtung neuer Sorten vermehrt zum Thema 

werden. Nebst den zahlreichen für Getreide eher zu hohen Niederschlägen, spricht auch die 

Bodenbeschaffenheit und die Topografie eine wesentliche Rolle im Ackerbau.  

In OW werden über 30% des Rindviehs gealpt. Mit guten Böden und optimalen klimatischen 

Bedingungen hat hierzu die Alpwirtschaft einen hohen Stellenwert. Dies sind die Hauptgründe 

warum im Kanton OW gegenüber dem CH Schnitt der Bestand an Kühen/Rindvieh 

überdurchschnittlich ist.   
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Grafik Seite 21:  

Hier verweisen wir auf das separte Dokument und dessen Grafiken als Beilage zur Stellungnahme:  

 

 

Exkurs Treibhausgasbilanz Schweiz (Seite 21)  

Die Treibhausgasemissionen der Schweiz … 

Die Projektverantwortlichen werden aufgerufen, die Zahlen und Angaben zum 

Bevölkerungswachstum zu berücksichtigen. Auch der Kanton OW hat seit 1990 ein starkes 

Bevölkerungswachstum erfahren (1.1.1991 ca. 29'000 EW und am 31.12.2021 ca. 38'400 EW).  

Das künftige Bevölkerungswachstum ist in all den «Musterberechnungen» zu berücksichtigen und im 

Bericht auszuweisen. 
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5.2.2 Senken im Kantonsgebiet (Seite 22)  

Für den Kanton Obwalden sind potenziell zwei natürliche Senken von Bedeutung: Aufforstung bzw. 

Wiederaufforstung und Kohlenstoffspeicherung in forst- und landwirtschaftlichen Böden. 

Dazu gehört auch das Rekultivieren von versiegelten Flächen zu landwirtschaftlicher Nutzfläche (LN). 

Ein gesunder und funktionierender Boden dient bekanntlich als grosser Kohlestoffspeicher.  

 

Biokohle und Pyrolyse (Seite 23)  

Auch wenn nach Aussagen des Berichtes eine Pyrolyse-Anlage nur einen kleinen Beitrag leisten wird, 

so sind doch mögliche Anreize bereitzustellen.  

Handlungsspielraum (Seite 26)  

Land- Forstwirtschaft 

Die Landwirtschaft ist gewillt ihren Beitrag zu leisten. Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass der 

allergrösste Teil der Emissionen im Rahmen des Kohlenstoff-Kreislaufes stattfindet und somit 

klimaneutral ist. Dazu verweist die SVP auf die in der Stellungnahme eingangs erwähnten Grafiken 

und Dokumente.  

Konsum der Bevölkerung 

Im Schul-Unterricht ist umfassend, unideologisch und unvoreingenommen über die «wahren» 

Tatsachen zu lehren und es sind die natürlichen und wirtschaftlichen Kreisläufe (Kohlen- und 

Nährstoffkreislauf) zu erklären. Es ist unhaltbar, über die «Schädlichkeit» von verschiedenen Gasen 

(Lachgas, Methangas, CO2) zu informieren, wenn man den Unterschied zwischen fossilem und 

biogenem Kreislauf nicht anerkennen will.  

Verschiedene Exponenten der SVP haben an einem Politik-Anlass der Kantonsschule 

Obwalden festgestellt, dass die Gymnasiastinnen und Gynasiasten die Photosynthese 

und die hohe positive, ja gar existenzielle Bedeutung von CO2 nicht beschreiben können. 

Stattdessen sprachen sie praktisch nur von Klimawandel und dem «Schadgas CO2». Hier 

wurde ganz klar der Bildungsauftrag auf sträfliche Art und Weise vernachlässigt. 

Als wichtiger Punkt gilt es auf das gesamte Thema von Food Waste ganz bewusst aufmerksam zu 

machen. (ein krummes Rüebli schmeckt gleich gut wie ein gerades) 

Zur indirekten Vermeidung von Food Waste muss auch Tiermehlfütterung an Nutztiere (Schweine 

und Geflügel) wieder geprüft und ermöglicht werden. Hochstehende Eiweissträger gelangen in die 

Verbrennung und verlassen den natürlichen Nahrstoffkreislauf. Stattdessen müssen sojabasierte 

Eiweissträger importiert werden. Dies gilt es in Zukunft zu verhindern.  

Antrag:  

Die Regierung wird beauftragt, sich nach Möglichkeit für die Wiedereinführung von Tiermehl in der 

Tierfütterung (Schweine & Geflügel) einzusetzen. CO2 Zerifikate  

Auf den Kauf von CO2 Zertifikaten ist zu verzichten. Das Problem wird nur verlagert. Sich mit Geld 

eine saubere Umwelt zu kaufen ist nicht glaubwürdig, sondern nur eine Verlagerung des Problems.  
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III Vision und Ziel der kantonalen Energie- und Klimapolitik 

6. Vision: Kraftwerk für die Schweiz 

Als Vision können die Aussagen stehengelassen werden. Ernsthaft ist dies jedoch mit dem heutigen 

und mittelfristigen Stand unmöglich zu erreichen, da die zusätzlich benötigte Elektroenergie für den 

Strassenverkehr und die Gebäudeheizung die ganze Mehrproduktion in OW egalisiert. Zudem nützt 

es nichts, wenn im Sommer grosse Überschüsse produziert werden und im Winter eine Mangellage 

herrscht. 

7. Ziele 

Ziel 1: Steigerung der Produktion von neuer erneuerbarar Energie 

Auf welchen Ausgangszahl stützt sich der Faktor 25 ab? Welche Annahmen werden getroffen?  

Ziel 2: Reduktion von Treibhausgasen  

Welche Zahlen werden eingesetzt und auf welche Zahlen stützt man sich ab. Es sind klare Kennzahlen 

zu definieren, damit die Bevölkerung weiss, mit welchen Konsequenzen für jeden Einzelnen zu 

rechnen ist.  

Sektor Abfall und ARA (S. 29)  

Antrag ARA: 

Aus Sicht der SVP müssen auch die ARA’s im Kanton Obwalden verpflichtet werden, ihren Anteil an 

Lachgasemissionen zu benennen (offene Klärbecken). 

Begründung:  

Eine Studie belegt, dass über die ARA’s der gesamten Schweiz über 1’000 Tonnen Lachgas in die 

Atmosphäre gelangen.  

Antrag Abfall:  

Die SVP fordert, dass das Bevölkerungswachstum in diesem Abschnitt wie auch im gesamten Bericht 

zu berücksichtigen ist.  

Begründung:  

Die Renergia in Perlen LU ist im Bericht mit all seinen Auswirkungen ebenfalls zu erwähnen. 

Wieso wird die KVA Perlen nicht im Bericht erwähnt und umschrieben? Die OW-Gemeinden sind als 

Aktionär der KVA Perlen in der gleichen Verantwortung als wie wenn eine KVA in OW selber stehen 

würde. Nach dem Motto «aus den Augen aus dem Sinn» darf nicht gelten.  

Ziel 3: Vorbildwirkung kantonale Verwaltung 

Keine Erläuterungen  
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IV Handdlungsfelder 

8. Übersicht 

Grafik (S. 32) 

Antrag: 

Die Grafik ist mit den Anteilen der fossilen und biogenen Masse zu ergänzen und mit den «wahren 

Zahlen» des «einfachen» Kohlestoffkreislaufes zu beziffern.  

Die gesamte Umweltwirkung bei der Produktion – Betrieb – Entsorgung von E-Autos ist in der Grafik 

aufzunehmen.  

9. Handlungsfeld Mobilität 

• Seite 33: «….es braucht mehr gesetzliche Auflage und Verbote. Dazu gehören Vorschriften 
zum Ersatz von fossiler Infrastruktur und von fossil betriebenen Fahrzeuge ohne Rücksicht auf 
deren Leben- und Investitionszyklus».   
 

Verbote lösen das Problem nicht und das Ausklammern von Lebenszyklus etc. greift kurz und ist 
fadenscheinig. Wenn Herr XY, nachdem er vor drei Jahren einen neuen Diesel PKW gekauft hat, nun 
einen Tesla kauft, ist dies ökologisch und energietechnisch unnütz. Der Diesel-PKW hat viel Energie 
für seine Herstellung verbraucht. Er läuft beim Nachfolgebesitzer weiter. 
 

• Seite 33: «… vorgeschlagenen Stossrichtungen und Massnahmen beruhen auf fachlicher 
Einschätzung des Wirkungspotenzials, der Machbarkeit für den Kanton Obwalden und der 
Wirtschaftlichkeit…» 

 
Die deutsche Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) zieht als Fachbehörde ein 
äusserst kritisches Fazit zur Verfügbarkeit von Lithium. Zitat aus einem Bericht im deutschen 
Handelsblatt vom Juni 2022: «„Selbst wenn alle aktuell geplanten und im Bau befindlichen Projekte 
im Zeitplan umgesetzt werden und wir von einem mittleren Nachfragewachstum ausgehen, werden 
wir nicht genug Lithium haben, um die weltweite Nachfrage 2030 zu decken“, erklärt Studienautor 
Michael Schmidt von der BGR im Gespräch mit dem Handelsblatt.  
Die Einschätzung des BGR zeigt deutlich auf, dass die Grundlagen des Obwaldner Energie- und 
Klimakonzeptes 2035 in diesem Punkt wenig fundiert sind.   
 
 
Mobilität: Der Kanton OW hat wenig Industrie und viele Angestellte sind darauf angewiesen, dass sie 

eine Stelle ausserkantonal finden. Arbeitgeber und Behörden verlangen von Arbeitnehmenden eine 

grösstmögliche Flexibilität in Bezug auf Arbeitsweg und-Ort. Die Fahrpläne und Takte des 

öffentlichen Personen-Nahverkehrs können nicht mit den Angeboten von Städten verglichen werden.  

Die Busverbindungen in Obwalden gewährleisten innerkommunal höchstens eine Groberschliessung 

und nicht wie im Bericht fälschlicherweise beschrieben eine Feinerschliessung. Daher haben wir wohl 

auch einen höheren Kilometerdurchschnitt pro Person. Ferner liegt der CO2-Anteil von 33% des 

Verkehrs wahrscheinlich zu hoch, der westeuropäische Schnitt liegt bei 24-25%. 

9.1 Worum geht es (S.34-35)  

Bei der Mobilität ist zu erläutern ob die gesamte Bevölkerung oder nur Berufstätige berücksichtigt 

sind.  

Ferner, ist zu beachten, dass Elektrofahrzeuge bis heute keinen Beitrag an die Infrastruktur über die 

Mineralölsteuer zahlen (Beitrag CH im Jahre 2020: CHF 4.5 Mrd.) 
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Das Bahnangebot für Pendler aus Obwalden mit einer Umsteigebeziehung im Verkehrsknoten Luzern 

in Richtung Zug, Zürich, Zofingen, Bern oder Basel ist zu den Hauptreisezeiten oft mit fehlenden 

Sitzplätzen verbunden und dadurch keine angenehme Reiseart mehr.  

 

Das BRD hat zusammen mit der Gemeinde Sarnen im 2021 den Verkehrsfluss in Sarnen detailliert 

erhoben.  

Antrag: 

Die detaillierte Auswertung dieser Erhebung ist in einer für die Allgemeinheit verständlichen Form 

abzubilden und zu publizieren. 

Begründung: 

Die effektive Belastung durch den MIV kann am Beispiel Sarnen als Grundlage für Planer und als 

Denkanstoss für die Verkehrsteilnehmer dienen. (Kommission Bauprogramm Kantonsstrassen) 

 

Flugverkehr S.35 

Welche Aussenlandestellen werden aufgehoben/ersetzt? Dies ist grundsätzlich nur eine 

UMLAGERUNG der Emissionen und hat mit einer Reduktion nichts zu tun. Je nach Situation können 

sogar mehr Emissionen generiert werden.  

Seite 35, Tabelle 7: 

Die Annahme, dass es im Lastenverkehr (Zeile 2) einen signifikanten Wechsel von Verbrennungs- zu 

Elektromotor geben wird, ist reines Wunschdenken. Interessanterweise ist hier auch keine Quelle 

angegeben, woher man diese Annahme hat. Im Schwerverkehr ist heute Konsens, dass 

batterieelektrische Fahrzeuge aufgrund ihres hohen Eigengewichts und der dadurch reduzierten 

Transportnutzlast nicht rentabel betrieben werden können. Lebenszyklen von LKW-Flotten sind 

ausserdem deutlich länger und bei der Anschaffung spielen auch Überlegungen eine Rolle, ob es 

einen Sekundärmarkt gibt, wo man die Fahrzeuge absetzen kann. Alles in allem scheint hier um den 

Dieselmotor kein Weg herum zu führen. 

 

Seite 36, letzter Absatz: 

Im gesamten Bericht sind die Annahmen über die batterieelektrische Mobilität beschönigend. Ich 

würde der Aussage zustimmen, dass BEVs (BEV: Battery Electric Vehicle) sich im PKW-Bereich 

etablieren bis durchsetzen werden. Aber die ideologisch motivierte Überschätzung dieses Effektes 

führt schlussendlich dazu, dass auch der Pfad zur Zielerreichung zu positiv dargestellt wird. Ich mache 

an dieser Stelle ein, zwei generelle Anmerkungen und würde dann in der Folge immer auf diesen 

Abschnitt verweisen. 

 

Erste Geschichte: man muss festhalten, dass in den meisten Fahrzeugklassen, batterieelektrische 

Fahrzeuge deutlich weniger Fahrleistung (in km/Tag) erbringen als Fahrzeuge mit 

Verbrennungsmotor. Dies unabhängig von ihrem Alter.  

Hier eine Grafik dazu über Gebrauchtwagenmärkte. 
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Dieser Fakt hat einen Effekt, den man unbedingt berücksichtigen muss: die CO2-Emissionen der 

PKW-Flotte wird nicht proportional zum steigenden BEV-Anteil (BEV: Battery Electric Vehicle) sinken, 

sondern deutlich weniger. Elektrifizierung beginnt von unten, also bei den kleinen Fahrleistungen.  

Dann wird im ganzen Bericht immer wieder gesagt, BEVs seien im Betrieb günstiger als Verbrenner. 

Eine Aussage die nur unter Annahmen korrekt ist. Diese Rechnung stimmt eigentlich nur, wenn man 

davon ausgeht, dass ein Käufer keine eigene Ladeinfrastruktur benötigt, die er Abschreiben und 

Unterhalten muss. Und natürlich wurden in den letzten Jahren völlig beschönigende Strompreise an 

den Ladestationen verlangt. Viele Ladestation mussten nicht rentabel sein, weil sie aus 

Werbebudgets oder öffentlichen Geldern finanziert wurden. Das ist kein Zukunftsmodell. Als Beispiel 

dazu ist Deutschland zu erwähnen. Die grossen Ladeinfrastrukturbetreiber verlangen mittlerweile 

Preise von über 50 Eurocent pro kWh an den Ladestationen. Ebenfalls nicht mit eingerechnet in diese 

Aussage ist, dass die Zeit wo sich Elektrofahrzeuge vor Strassenverkehrsabgaben drücken konnten, 

bald vorbei sein wird. Im Parlament laufen derzeit einige Vorstösse hierzu. 

Seite 36, Flugzeuge: 

Eine Hybridisierung hat aus wirtschaftlichen gründen keine Chance (v.a. wegen der Masse der 

Batterien) wie auch elektrische Flugzeuge auf der kommerziellen Kurzstrecke (Forschung ETHZ). 

Hingegen gibt es elektrische Flugzeuge in der General Aviation (Kleinfliegerei). Die sind auf dem 

Flugplatz Kägiswil bereits in limitierter Anzahl in Betrieb.  

Antrag: (S.38) (Gelber Kasten) 

Im Bericht sind die Auswirkungen und auch die Herkunft der Rohstoffe von elektrischen Batterien zu 

erläutern. Ebenfalls soll der Kanton OW Gedanken zur Entsorgung und Wiederverwertung der 

Batterien anstellen. 

Begründung: 

Die Gewinnung von seltenen Erden (u.a. Rohstoffen für Batterien) ist aus einer gesamtökologischen 

Sicht höchst bedenklich höchst bedenklich, verbunden mit Kinderarbeit und es trifft die sozial 

«Schwächsten» der Gesellschaft. Dabei werden grossflächig Kohlenstoffspeicher geöffnet und 

zerstört. Die Herstellung der Batterien ist mit einer grossen Mengen grauer Energie verbunden. Auch 
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dazu sind Erläuterungen im Bericht anzubringen. Oder geht man davon aus – es ist ausserhalb des 

Kantons und das geht uns nichts an?!  

9.3 Energieeffizienz und Versorgungssicherheit (S. 39)  

Zum Kapitel 9.3 werden folgende Fragen gestellt, welche im gesamten Bericht zu beantworten sind. 

• Wie sind die Auswirkungen, wenn 100% der Personenwagen im Kanton Obwalden (Anzahl 

ca. 40'000 Fahrzeug) auf Elektrofahrzeuge wechseln würden? 

• Wie sind die Auswirkungen, wenn bis 2035 50% der Autos auf Elektrofahrzeuge wechseln 

würden? 

• Welche Auswirkungen wären auf das Stromnetz zu erwarten? 

• Grösstenteils würden die Besitzer von E-Fahrzeugen ihre Autos über Nacht laden wollen. 

Kann das EWO diesen Strombedarf decken, ist die Vorhalteleistung für diese Menge an E-

Autos gesichert? Die Situation ist vor allem für das Winterhalbjahr zu beurteilen! 

• Sind am Morgen alle Fahrzeuge geladen, um dessen Mobilität sicherzustellen? 

• Sind neue Geschäftsmodelle seitens EWO und weiteren Anbietern angedacht, dass wer einen 

Mehrpreis bezahlt, der erhält zuerst den Strom?  

• Mit welchen weiteren Auswirkungen ist zu rechnen, wenn bis 2035 50% E-Fahrzeuge auf 

Obwaldens Strassen eingelöst sind?  

 

9.4 Absenkpfad Treibhausgasemissionen (S.39)  

Der Absenkpfad ist aus heutiger Sicht nicht geselschafts- und wirtschaftsverträglich zu realisieren. 

Alleine kann der Kanton OW das Ziel gar nicht erreichen, somit ist es übergeordnet zu betrachten. 

Von Verboten ist abzusehen, diese verursachen nur Spannungen innerhalb der Bevölkerung und 

verhindern unter Umständen noch erreichbare Ziele.  

9.5 Stossrichtungen (S. 40)  

Antrag: 

Auf Steuererleichterungen bei Elektrofahrzeugen ist zu verzichten.  

Begründung:  

Der hohe Standard des öV (man denke an FABI) und weiterer Infrastrukturanlagen müssen auch 

unterhalten werden. Ein Elektroauto benutzt das Verkehrsnetz im gleichen Rahmen wie ein Auto mit 

Verbrennungsmotor. Ebenfalls sind die meisten anderen Aufwände in etwa gleich hoch.  

Um den Verkehr zu vermeiden oder mindestens zu reduzieren, sollte man Anreize für «Wohnen und 

Arbeiten im Kanton» schaffen. Aktuell gibt es viele Pendler welche täglich den Weg durch den 

Lopper unter die Räder nehmen. Gleichzeitig können Direktvermarkter vor Ort gefördet werden.  

Mobilität Stossrichtung, Beurteilung: «…Anreize schaffen für kleine, leichte Fahrzeuge».  
 
Grundsätzlich kann man einen Anreiz schaffen, das sollte dieser aber nicht für neue kleine, leichte 
Fahrzeuge, sondern grosse und ältere Fahrzeuge aus dem Verkehr ziehen (Hebelwirkung & 
Erfolgsrate grösser). Wie erwähnt macht dies nur Sinn, wenn genügend erneuerbarer Strom 
vorhanden ist. 
 

Gedanken zu Förderprämien:  
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Eine solche Förderung scheint gesellschaftspolitischen Sprengstoff zu bieten. Nachstehend eine 

Grafik was auf dem BEV (Battery Electric Vehicle) in Vergangenheit passiert ist: 

 

Elektrische Kleinwagen sind kaum mehr in den Neuzulassungen zu finden. BEVs sind heute deutlich 

stärker motorisiert als Verbrenner. Gleiches gilt für das Leergewicht der Fahrzeuge: 

 

Ein neues Elektrofahrzeug ist heute ein grosser, schwerer, stark motorisierter SUV oder eine 

Limousine für den gutverdienenden Haushalt. Ob man eine solche Entwicklung auch noch mit 

öffentlichen Geldern fördern will, scheint zumindest fraglich. 

Seite 37, zweitletzter Absatz: 

«Allerdings werden Biotreibstoffe aufgrund des fehlenden Potenzials häufig als Beimischung zu 

konventionellen Treibstoffen (Diesel, Benzin, Erdgas) eingesetzt» Diese Aussage ist schlicht falsch. 

Dass man Biotreibstoffe zum normalen Treibstoff beimischt, war eine bewusste politische 

Entscheidung, die das Parlament im Rahmen der CO2-Gesetzgebung und der Kompensationspflicht 

im Treibstoffsektor so vorgesehen hat. Dies hat absolut keinen Zusammenhang mit dem Potential 

dieser Treibstoffe. Im Gegenteil zeigt die Beimischung ja gerade, wie Klimaschutz erfolgreich sein 

kann. Mit dieser Strategie werden Skalierungen finaziert. Neue Technologien kommen Schritt für 

Schritt in den bestehenden Markt. Ohne dass die Kundinnen und Kunden grosse Investitionen tätigen 

müssen, reduziert sich ihr CO2-Fussabdruck. 

 

Seite 39, Kap. 9.3 dritter Absatz: 

Dieser Absatz ist völlig wirr und gibt überhaupt nicht wieder was die Umstellung zu Elektromobilität 

bedeutet für die Versorgungssicherheit.  
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Erstens: mehr Stromverbraucher bedeuten höhere Lastspitzen und Belastung für das Netz. Wann 

wollen die Leute wohl ihr Auto laden? Über Mittag zuhause oder an der Raststätte, am Feierabend 

zwischen Abendessen und Fussballtraining. Also genau dann, wenn auch sonst bereits Lastspitzen im 

System sind. Rein netzseitig führt das zu mehr Instabilitäten. 

Zweitens: mehr Stromverbraucher bedeuten höheren Stromverbrauch. Bis 2035 erwarten die 

Energieperspektiven des Bundes eine Winterstromlücke von mehreren Terrawattstunden. Dies wird 

hier mit keinem Wort erwähnt. 

Drittens, wird hier nirgends erwähnt, dass im Falle von Blackouts oder Strommangellagen die 

Versorgungssicherheit für diese Fahrzeuge überhaupt nicht sichergestellt ist. Hier sei nochmals auf 

die heute bestehenden Pflichtlager für flüssige Treibstoffe hingewiesen. 

Viertens, das bidirektionale Laden, welches in diesem Absatz referenziert wird als «grosser 

Batteriespeicher» ist eine völlige Nebelbombe. Die wenigsten Ladestationen sind überhaupt dafür 

ausgelegt. Die Kapazität all dieser Batterien ist im Vergleich zum Netzbedarf absurd klein. Es gibt 

heute weder Steuerungs- noch Entschädigungsmodelle für so etwas. Es ist äusserst 

unwahrscheinlich, dass Batteriefahrzeuge je in irgendeiner Form netzdienliches Verhalten an den Tag 

legen werden. 

 

Dekarbonisierung MIV (S.41)  

Allg. Kommentar:  

Der Ausbau des öffentlichen Ladesstellennetzes darf nicht in überdimensionierter Form erfolgen. Mit 

der Weiterentwicklung der Technik sollte es möglich sein ohne «Zwischenladungen» auszukommen 

und einzig auf die Ladestation zu Hause zurückzugreifen. Die öffentlichen Ladestationen sind, auch in 

Anbetracht der steigenden Energiepreise, kostenpflichtig zu betreiben.  

Als grosse Herausforderung werden künftig die Ladesstationen im inneren der Gebäude. Ein 

brennendes Auto (Autobatterie) in einer Tiefgarage/Einstellhalle stellt im Ereignisfall für die 

Rettungskräfte grosse Herausforderungen dar. Es gibt bereits Städte in Europa, da es verboten ist, 

Elektroautos in Tiefgaragen abzustellen.  

Massnahme (Veloroutennetz) S.42 

Antrag:  

Der Ausbau des Veloroutennetzes ist nur im äussersten Notfall im «geplanten» Rahmen umzuseten. 

Die gesetzlichen Grundlagen sind im richtigen Rahmen anzupassen um auf dem aktuellen Strassen- 

und Wegnetz ein einvernehmliches Nebeneinander sicherzustellen. Die Mittel dazu wurden im 

Kantonsratsbeschluss über einen Rahmenkredit für das Bauprogramm Kantonsstrassen 2022 bis 2027 

vom 2. Dezember 2021 gesprochen. Dabei wurde bindend fesgehalten, dass Ausbaustandard und 

Linienführung der Projekte so gewählt werden sollen, dass der knappen Ressource Boden innerhalb 

und ausserhalb des Siedlungsgebietes angemessen Rechnung getragen wird. Im Gegenteil zum 

vorliegenden Konzept wurde festgehalten, dass wenn immer möchlich bestehende Alternativen als 

Veloweg verwendet werden sollen und der Ausbau auch bezüglich Boden ressourcenschonend sein 

soll. Das Konezept ist auf diesen Beschluss abzustimmen. 

Begründung:  

Es muss möglich sein mit der aktuellen Infrastruktur ein einvernehmliches Nebeneinander 

sicherzustellen. Jeder Qudratmeter Land der verbaut (1m2/Sek. oder 8.64 ha/Tag in der CH oder 12 

Fussballfelder) und versiegelt wird geht als Kohlestoffspeicher verloren.  
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Erhöhung Parkgebühren /Reduktion der Parkplatzmöglichkeiten  

Die SVP lehnt eine strikte Erhöhung der Parkgebühren wie auch eine Streichung von Parkplätzen 

strikte ab. Mit der dezentralen Besiedlung des Kantons OW und der ländlichen Struktur ist man im 

Zusammenenhang mit wiederkehrenden Handlungen (Besorgungen, Beruf, …) auf die Mobilität nebst 

dem ÖV angewiesen.  

 

10 Handlungsfeld Gebäude 

10.5 Stossrichtungen (S. 45ff)  

Antrag: 

Für den Ersatz und Optimierungen von Heizsystemen sind die nötigen Bewilligungsverfahren maximal 

zu vereinfachen. 

Begründung: 

Wenn ein Immobilienbesitzer gewillt ist das Heizsystem nach den neusten Erkenntnissen der Technik 

zu ersetzen, dürfen für das Bewilligungsverfahren nur minimale Aufwände anfallen. 

Prüfungsnachweise müssen möglichst einfach ausgestaltet und akzeptiert werden.  

Allg. Bemerkung:  

Die früher geförderten und eingebauten Elektrospeicherheizungen benötigten eine Unmenge an 

Strom. Es ist aber auch zu berücksichtigen, dass die heute eingebauten Wärmepumpen «nur» um 

den Faktor 3 besser abschneiden als die Elektrospeicherheizungen. 

Energieeffizenz, Nutzung und Installation bei baulichen Massnahmen ist dem Denkmalschutz 

vorzuziehen. 

Massnahme G3 (S. 49) «Solar-dach-Initiative  

Antrag:  

Nebst Solar-Dach Anlagen sind auch Anlagen an Fassaden zu bewilligen. Dies muss für Objekte auch 

ausserhalb der Bauzoe zur Anwendung gelangen können.  

 

Begründung: 

Mit möglichen Solarfassaden kann der «Winterstromlücke» ein kleines Zeichen gesetzt werden. . 

Solaranglagen werden nicht die Rettung der Versorgungssicherheit und des Klimas sein. Sie 

produzieren vor allem dann am meisten Strom, wenn er nicht benötigt wird. Ihre Leistung kann nicht 

gesteuert werden und ihr Beitrag zur Netzstabilität ist als sehr klein einzustufen. 

Zweitwohnungen:  
Gerade in Engelberg stehen viele Ferienhäuser und Wohnungen. Hierzu gibt es keine erwähnte 
Massnahme, wie man den Energiebedarf der «kalten Betten» bei Unternutzung steuern kann. 
 

10.6 Beurteilung (S.50) 

Weiter gäbe es die Möglichkeit, die Vorgaben zum Heizungsersatz im Baugesetz strenger 

auszugestalten. 

Antrag und Begründung  

Die Möglichkeit strengere Vorgaben im Baugesetz zu verankern wird vehement abgelehnt. Noch 

strengere Auflagen bringt den Betroffenen keinen Gewinn. Es erwachsen nur Kosten die dem Klima 

nichts nützen.  
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10.6 denkmalgeschützte Bauten  

Antrag:  

Der Erhalt von historischen bzw. denkmalgeschützten Bauten ist als «zweitrangig» einzustufen. 

Begründung:  

Der Ballenberg als Freilichtmuseum ist auf der anderen Seite des Brünigs angesiedelt. Bauwilligen 

muss das zeitgemässe Wohnen zugestanden werden um den Anforderungen des Energie- und 

Klimaschutzes gerecht zu werden.  

11. Handlungsfeld Industrie 

Keine Ergänzungen 

12. Handlungsfeld Land- und Fortswirtschaft (ab S. 57)  

Antrag: 

Der Bericht ist gemäss nachstehendem Textpassagen anzupassen und zu ergänzen. Weiter verweist 

die SVP auf das Dokument und die Grafik in Beilage. 

Begründung: 

Der Kanton OW und das ist auch international bekannt, weist «weltweit die besten Bedingungen für 

den Futterbau (Grasland) aus. Die jährlichen Niederschlagsmengen von ca. 1500mm/Jahr sind beste 

Bedingungen für den Futterbau. Der Anbau von Getreide im Kanton OW, welcher aktuell von 

einzelnen Landwirten betrieben wird, kann mit der Züchtung neuer Sorten vermehrt zum Thema 

werden. Nebst den zahlreichen für Getreide zu vielen Niederschlägen, spricht auch die 

Bodenbeschaffenheit und die Topografie eine wesentliche Rolle im Ackerbau.  

In OW werden über 30% des Rindviehs gealpt. Mit guten Böden und optimalen klimatischen 

Bedingungen hat hierzu die Alpwirtschaft einen hohen Stellenwert. Dies sind sicher die Hauptgründe 

warum im Kanton OW gegenüber dem CH Schnitt der Bestand an Kühen/Rindvieh 

überdurchschnittlich ist.  
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2. Abschnitt Kohlenstoffsenken 

Die Waldwirtschaft mit der Landwirtschaft im Kanton OW gegenseitig auszuspielen ist nicht 

akzeptierbar.  

1. Die Waldfläche im Katon OW nimmt eher zu als ab.  

2. Holzrodungen wie im Süden Amerikas sind in OW der Schweiz aber ganz Europa verboten. 

3. Der Wald wie auch der landwirtschaftliche Boden sind BIOGENE Kreisläufe und sind nicht das 

Problem der aktuellen Klimasituation. (Es wird ein weiteres mal auf die beileigenden Grafiken 

verwiesen.  

12.3 Erneuerbare Energien  

Die SVP ist sich bewusst, dass man bei der Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse auf fossile 

Brennstoffe zurückgreift. Mit der Weiterentwicklung der Technik ist die Landwirtschaft auch bereit 

ihren Anteil zum Klimaschutz beizutragen und vermehrt auf Alternative Antriebstechnologien  

zurückzugreifen. 

Die Landwirtschaft ist auch gewillt erneuerbare Energien (Photovoltaik, Biogas, …) zu produzieren. 

Zahlreiche Gebäude haben bereits Photovoltaikanlagen in Betrieb. Es wird gefordert, dass die 

Rahmenbedinungen, welche für die Installation von Anlagen grundsätzlich gut sind, weiter zu 

verbessern. Beispielsweise sollen/müssen auch Fassadenanlagen für die Photovoltaik auch 

ausserhalb der Bauzone bewilligungsfähig sein.  

Die Landwirschaft kann sich gut vorstellen eine Biogasanlage im oberen Kantonsteil zu errichten. Es 

wird aber darauf verwiesen, dass es sich um den BIOGENEN Kreislauf handelt, welcher aus Sicht 

Landwirtschaft NICHT das Problem der aktuellen «Klimasituation» ist.  

Wenn die umschribenen Ziele für die Landwirtschaft, Waldflächen zu Ungunsten von Kulturland zu 

erhöhen, hat das unter anderem auch erhebliche Auswirkungen auf die Ernährungssicherheit.  

CO2 Zertifikate (S.59)  

Mit CO2 Zertifikaten wird das Klimaproblem nicht gelöst sondern nur verlagert. Auf jegliche CO2 
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Zertifikate ist zu verzichten. Jeder einzelne muss lernen zu verzichten um gemeinsam die 

ambitionierten Ziele zu erreichen.  

Holzheizungen (S.59 ,Letzter Abschnitt)  

Das Erstellen von Wärmeverbunden ist teilweise erschöft oder infolge Auflagen nicht interessant.  

Antrag:  

Es wird verlangt, dass Anreize wie bei Wärmepumpen auch für Kleinstückgutfeuerungen ermöglicht 

werden. Damit kann das Ziel von vermehrter Holznutzung gefördert und erreicht werden.  

Handlungsmöglichkeiten 

Alle aufgezählten Massnahmen sind umgesetzt oder dessen verpflichtende Umsetzung ist auf der 

Zeitachse definiert.  

Die Landwirtschaft ist genügend auf die Umwelt- und Klimaziele sensibilisiert. Mit «wahren» 

Tatsachen ist auch die Bevölkerung bereits im Schulunterricht zu sensibilisieren (Ein weiteres mal 

wird auf die erwähnten Grafiken und das Dokument verwiesen).   

 

Allg. Bemerkung; 

Ernährungssicherheit:  

Sterben wir am Klima oder am Hunger? Der Planet Erde lebt auch ohne Menschheit 

weiter!!!  

Massnahme:  

LF1 Tierfütterung optimieren:  

Die Landwirtschaft ist täglich bestrebt die Tiere nach bestem Wissen und gewissen, Leistungs- und 

artgerecht zu füttern. Schlussendlich erwirtschaften Bauernfamilien damit ihr Einkommen.  

Weiter stellt man sich die Frage, was eine stickstoffoptimierte Fütterung mit dem Klima zu tun hat!  

 

Handlungsmöglichkeiten S. 61/62 

Als wichtiger Punkt gilt es auf das gesamte Thema von Food Waste ganz bewusst aufmerksam zu 

machen. (ein krummes Rüebli schmeckt gleich gut wie ein gerades) 

Zu Food Waste muss auch ganz klar die Tiermehlfütterung wieder ermöglicht werden. Hochstehende 

Eiweissträger gelangen zur Verbrennung und verlassen den natürlichen Kreislauf. Dies gilt es in 

Zukunft zu verhindern.  

In der Tierfütternug werden viele Produkte aus der Lebensmittelindustrie für die tierische Ernährung 

eingesetzt. Ein bekanntes Beispiel ist der Rapskuchen welcher bei der Rapsölgewinnung als 

wertvoller Proteinlieferant bei der Milchviehfütterung für eine ausgewogenene Ernährung eingesetzt 

wird.  

Als weiteres Beispiel wird die Verwertung der Schotte aus den Käsereien bei den Schweinen erwähnt.  

Weiter verweist die SVP auf das Dokument und und dessen Grafiken (Kreisläufe). 

Eine landwirtschaftliche Produktion ohne tierische Produkte kann in Aus- und Weiterbildungen für 

Landwirte/innen thematisiert werden. 
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Es wird auch hier auf das bereits erwähnte Dokument und dessen Grafiken und verwiesen. Weiter 

gilt es zu beachten, dass mit der Produktion von pflanzlichen Produkten und dem Einsatz 

synthetischen Düngern auf der langen Zeitachse gesehenn, die Bodenfruchtbarkeit abnimmt. 

Tierische Dünger gehören zum BIOGENEN Kreislauf und sind NICHT das Klimaproblem.  

Regionale Produktue zu kaufen, ist als klimafreundliche Massnahme zu deklarieren.  

Dazu weiter reichende Gedanken:  

1. Der Transport aus südlichen Ländern basiert auf fossilen Energieträgern 

2. Die Produktion geschieht wohl in wärmeren Gegenden als in der Schweiz. Für die 

Bewässerung der Kulturen wird vielfach Grundwasser benötigt. Es ist bekannt dass die 

Wasservorräte in solchen Gegenden je länger je knapper werden. Nur weil wir Schweizer 

eine hohe Kaufkraft haben, können wir uns auch nicht alles erlauben.  

3. Es ist paradox, dass die Schweiz Frühkartoffeln aus Ägypten importiert, obwohl wir in der 

Schweiz noch genügen Kartoffeln an Lager haben. Gleichzeitig wird für die Produktion von 

Kartoffeln in Ägypten unmengen an Wasser verbraucht und die Menschen vor Ort leiden an 

Hunger. Solche Importe gilt es zu unterbinden.  

 

12.6 Berurteilung Landwirtschaft (S. 62)  

Diesen Aussagen wird vehement wiedersprochen. Es wird wiederum auf  Dokumente die Grafiken 

und verwiesen.  

13. Handlungsfeld Energieversorgung 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

14. Handlungsfeld Kommunikation und Koordination 

14.5 Stossrichtungen 

Beurteilung (S.71) Auf die Schaffung neuer Stellen ist zu verzichten. Es ist wichtiger die Ressourcen 

und das Wissen mit der Wirtschaft abzugleichen und gemeinsam auf den Weg zu gehen.  

15. Handlungsfeld Bildung 

Die Schulen müssen zuerst die einfachen Grundprinzipien der verschiedenen Kreisläufe (beiliegende 

Grafiken) kennen, bevor man über die Schädlichkeit der verschiedenen Stoffe und den Einfluss der 

Menschheit und des Verhalten und «vorlieben» diskutiert und informiert.  

16. Handlungsfeld Vorbild Kanton 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

V. Massnahmenplan 

Es wird gesamtheitlich auf die bereits erwähnten Massnahmen verwiesen 

17. Aufbau 

Das im Bericht auf Seite 85 beschriebene Rechenbeispiel für die Mehraufwendungen bei einem 

Autokauf hinkt. Auf dem Markt sind praktisch keine Gebrauchtwagen mit reinem Elektroantrieb 

erhältlich. Familien mit Kindern müssen heute schon Kleinbusse oder Van kaufen. Solche Fahrzeuge 

mit rein elektrischem Antrieb sind heute schon sehr teuer und können von einer Familie mit 

durchschnittlichem Einkommen nicht angeschafft werden.  
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18. Eckwerte Massnahmenplan und erforderliche Ressourcen 

Es wird gesamtheitlich auf die bereits erwähnten Massnahmen verwiesen 

19. Massnahmenübersicht 

Die Kosten für das gesamte Energie- und Klimakonzept müssen detailliert und gesamthaft in einer 

übersichtlichen Tabelle ausgewiesen werden.  

20. Finanzierung 

Steuermittel einsetzen 

Es dürfen nur minimale bis keine Steuermittel in Form von Fördergeldern für die Umsetzung der 

Massnahmen eingesetzt werden.  

VI. Monitoring und Controlling 

Allg. Bemerkung: Wie will man eine Zielereichung prüfen, wenn das Zahlenmaterial im Bericht nur 

sehr obeflächlich erwähnt wird.  

21. Erfolgskontrolle Halbzeit 

Eine Erfolgskontrolle zur Halbzeit, also 2026/2027, setzt auch einschneidende Massnahmen voraus 

wenn das anvisierte Ziel von 2035 erreicht werden soll. Weil aber für den Erfolg zum grössten Teil 

externe Parameter (Schweiz, Europa, Welt), eine Wirkung erzielen, erachten wir die Erfolgskontrolle 

zur Halbzeit als wenig aussagekräftig.  

22. Jährliches Monitoring und Controlling 

M1: Wann wurde die Fahrzeugsteuer angepasst? Die Massnahmen wurden noch nicht definiert und 

im Parlament beschlossen.  

VII. Fazit 

Die vorgeschlagenen Massnahmen haben bei der richtigen Auslegung und Umsetzung mehr oder 

weniger ihre Berechtigung.  

Im gesamten Bericht wird aber viel zu wenig über die anstehende Winterstromlücke und die 

möglichen Auswirkungen eingegangen. Viel wichtiger wäre die nötigen Schritte für die anstehenden 

Engpässe der Strom- und Energieversorung einzuleiten.  

Das gesamte Energie- und Klimakonzept setzt viel zu fest auf die Stromproduktion. Weitere 

Energieträger sind zu fördern. Gleichzeitig gilt es die Energiebilanz übers Jahr auszugleichen und so 

der Winterstromlücke entgegenzuhalten. 

Die Definition, nur die territorialen Emissionen zu berücksichtigen greift zu kurz. Es gilt nach 

Möglichkeit die Massnahmen weiterreichend zu prüfen. Es ist nicht akzeptabel CO2 Zertifikate zu 

erwerben und wie beispielsweise dem Abfall (er wird ausserhalb des Kantons verwertet) nicht weiter 

zu behandeln. 

Wenn die Landwirtschaft gezwungen wird die Güllesilos abzudecken, wird im Gegenzug gefordert, 

dass ARA’s weiterreichende Massnahmen gegen Lachgasemissionen Emissionen umzusetzen müssen, 

z.B. sind die Klärbecken auch abzudecken.  

Im gesamten Bericht ist auch auf das Bevölkerungswachstum einzugehen und Äusserungen zu den 

Mehr Emissionen von CO2 pro Perosn zu benennen. Wichtig wäre auch im Bericht eingangs zu 
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erwähnen wie viel CO2 eine Person pro Jahr mit welchem Verhalten ausstösst. Dies wäre wiederum 

eine Sensibilisierung der Bevölkerung, damit das eigene Verhalten eingestuft werden kann.  

Anhang 

A-1 Systemgrenzen 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

A-2 Potenzial erneuerbare Energieträger 

A-2.1 Bewilligungen für Wasserkraftwerke sind mit möglichst wenigen Auflagen zu erteilen.  

A-2.3: Photovoltaik Anlagen sind auch an Fassaden ïm gesamten Kantonsgebiet zu ermöglichen. Die 

Forderungen des Denkmalschutzes sind gleichzeitig zu vernachlässligen.  

A-2.4: Nach vertiefter Prüfung soll im oberen Kantonsteil eine Biogasanlage errichtet werden.  

A-3 Massnahmenblätter 

A-3.1 Handlungsfeld Mobilität 

Verteuerung für emissionsintensive Fahrzeuge 

In kurzer Zeitspanne Anreize für Elektoautos zu schaffen ist gut und recht, verursacht aber auf der 

Gegenseite bedeutende Anteile an «grauer Energie».  

Was man unter «grauer Energie» versteht und wie Sie entsteht ist im gesamten Bericht viel zu wenig 

umschrieben.  

Der Fokus darf nicht nur auf der Technolgie der Elektrizität ausgeglegt werden.  

Für die Reduktion des Verkehrslärms sind auch die Abrollgeräusche zu berücksichtigen und in den 

Überlegungen aufzunehmen.  

S.113  

Das Ziel den Anteil von möglichst vielen E-Fahrzeugen (80% im 2027) zu erreichen, ist nicht realistisch 

und die «graue Energie» wird ausser Acht gelassen.  

M3 (Velorotutennetz) S.114 

Der Ausbau des Veloroutennetzes ist nur im äussersten Notfall anzugehen. Die gesetzlichen 

Grundlagen sind im richtigen Rahmen anzupassen um dem aktuellen Strassen- und Wegnetz ein 

einvernehmliches Nebeneinander kennt.  

Begründung:  

Es muss möglich sein mit der aktuellen Infrastruktur ein einvernehmliches Nebeneinander 

sicherzustellen. Jeder Qudratmeter Land der verbaut (1m2/Sek. in der CH) und versiegelt wird geht 

als Kohlestoffspeicher verloren.  

 

A-3.2 Handlungsfeld Gebäude 

Was man unter «grauer Energie» versteht und wie Sie entsteht ist im gesamten Bericht viel zu wenig 

umschrieben.  

G3: Solardachinitiative (S. 117)  
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Nebst Solar-Dach Anlagen sind auch Anlagen an Fassaden zu bewilligen. Dies muss für Objekte auch 

ausserhalb der Bauzoe zur Anwendung gelangen können. Die Bewilligungsmodalitäten sind 

umgehend anzupassen.  

 

A-3.3 Handlungsfeld Industrie 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

A-3.4 Handlungsfeld Land- und Forstwirtschaft 

Weiter stellt man sich die Frage, was eine stickstoffoptimierte Fütterung mit dem Klima zu tun hat!  

Man verweist auf  das in der Stellungnahme erwähnte Dokument und dessen Grafiken. 
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3.5 Handlungsfeld Energieversorgung 

Nebst Solar-Dach Anlagen sind auch Anlagen an Fassaden zu bewilligen. Dies muss für Objekte auch 

ausserhalb der Bauzoe zur Anwendung gelangen können. Die Bewilligungsmodalitäten sind 

umgehend anzupassen.  

 

Um der Winterstromlücke entgegenwirken zu können, sind auch für den Kanton OW weiterreichende 

Massnahmen, welche kurzfristig ihre Wirkung zeigen, zu defineren und sind im Bericht zu erläutern. 

Dazu einige Beispiele:  

• Bewilligungen für Wind- und Wasserkraft sind zu fördern und zu VEREINFACHEN 

• Nicht nur Photovoltaik ist zu fördern.  

 

A-3.6 Handlungsfeld Kommunikation und Koordination 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

A-3.7 Handlungsfeld Bildung 

Als ganz wichtiger Punkt ist bei der Bildung über die «wahren» Tatsachen den Unterricht zu gestalten 

und die grundsätzlichen Kreisläufe (Kohlestoffkreislauf, und der «allg.» Nährstoffkreislauf) zu 

erklären. Es nützt nichts über die verschieden Gase (Lachgas, Methangas, CO2) zu informieren, wenn 

man den Unterschied zwischen fossilem und biogenem Kreislauf nicht kennt.  

Als wichtiger Punkt gilt es auf das gesamte Thema von Food Waste ganz bewusst aufmerksam zu 

machen. (ein krummes Rüebli schmeckt gleich gut wie ein gerades) 

Das Vegi Menu als Menu 1 zu deklarien ist der falsche Ansatz. Zuerst müssen die Grundprinzipien der 

Kreisläufe verstanden werden.  

Antrag: Steichung Massnahme Angebot der Mensen betreffend Klimaverträglichkeit überprüfen und 

gegebenfalls anpassen B2. Eine direkte Vorgabe zur Menüplangestaltung an Schulen, in Heimen oder 

Spital (B2), durch das BKD oder ein anderes Departement, ist unerwünscht. 

Begründung: Gemäss Studie Proviande 2021 geben 94% der Schweizer an regelmässig Fleisch zu 

konsumieren. 79% der Konsumenten geben zusätzlich an, dass für sie Fleisch auch ein Genussmittel 

ist. Dem Bürger und auch dem Schüler soll in jedem Fall die Wahlfreiheit über seine Menuwahl 

gegeben sein. Ein Debakel wie an der Uni Luzern, wo sich Studenten nicht mehr in der Mensa, 

sondern im McDonalds, im Restaurant oder auf der Strasse verpflegt haben, soll vermieden werden. 

Alternativ kann darauf geachtet werden, dass konsequent Schweizer Fleisch und nicht Importe aus 

Übersee (ob tierisch oder pflanzlich) verwendet werden. Es ist lange sinnvoller für das Klima, wenn 

einheimisches Rindfleisch aus vorweigend Graslandproduktion oder Schweinefleisch aus vorwiegend 

Molkeverwertung konsumiert werden, als importierte Lebensmittel. 

A-3.8 Handlungsfeld Vorbild Kanton 

Die in V2, S. 133 beschriebene Dekarbonisierung des kantonalen Fahrzeugparks ist mit Ausnahme der  

Personenwagen der Verwaltung, wenig zielführend. Einsatzfahrzeuge der Polizei, des 

Rettungsdienstes, der Feuerwehr und des Zivilschutzes sind dann unterwegs, wenn Notfälle gegeben 

oder für Notfälle geübt werden muss. In jedem Fall ist der autarke Betrieb ein Muss, sind doch Art 

und Dauer des Einsatzes im Voraus nicht bekannt. Der Kauf von Einsatzfahrzeugen ohne 

Elektromotor muss nicht noch schriftlich begründet werden. 
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A-3.9 Monitoring und Controlling 

Keine Erläuterungen und Bemerkungen 

Allgemeine Rückmeldung Energie- und Klimakonzept 2035 

Die SVP ruft die kantonalen Instanzen auf, die Bevölkerung zu sensibilisieren und aufzuzeigen, dass 

alle mit dem Wort «Verzicht» konfrontiert werden. Jede/r einzelne muss zuerst bei sich lernen zu 

verzichten und nicht zuerst zahlreiche Forderungen stellen, welche man persönlich gar nicht lebt.  

Das beginnt im eigenen Haushalt, dass man lernt zu verzichten.  

Die Klimaziele für den Kanton OW sind ambitioniert und können mit sehr viel Willen erreicht werden.  

Im gesamten Bericht sind die Ziele und Ansätze, welche sich mit der Winterstromlücke 

auseinandersetzen ansatzweise definiert. Wenn Obwalden aber auch die Schweiz künftig nicht mehr 

von Stromimporten abhängig sein will, müssen umgehend Alternativen für die Stromproduktion für 

die Wintermonate definiert werden. 

 

Vor allem in Anbetracht dessen, dass bis ins Jahr 2050 die Krenkraftwerke abgeschaltet werden 

sollen, reicht es nicht aus nur auf den Ausbau der Photovoltaik zu setzen. Denn genau in den 

Wintermonaten produzieren Photovoltaikanlagen viel zu wenig Strom. Bei Strommangellage ist das 

Laden der Batterien von Elektroautos im Widerspruch. Weiter ist es auch nicht realistisch, dass die 

aktuell 5.7% erneuerbaren Energieträger so ausgebaut und erweitert werden können um im 

Endeffekt die mit über 36% «wegfallende» Kernenergie zu ersetzen.  
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Aktuell verstrickt man sich immer wieder in einzelnen Details und macht das gesamte für den 

einzelnen Bürger nur noch unverständlicher.  

Der Bevölkerung muss mit einfachen grafischen Darstellungen und Worten die komplexe Materie der 

verschiedenen Treibhausgase und ihren Wirkungen (biogener und Fossiler Kreislauf), aber auch den 

Nährstoffkreislauf der Nahrungsmittel aufzeigt werden. Dies ist mit einfachen und wenigen 

finanziellen Aufwendungen, eine Massnahme welche am meisten Wirkung erzielen kann.  

 

Die SVP OW bedankt sich für geleistete Arbeit und die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

 

 

 

 

 

 

 


